
Bundessozialqericht

—4 RJ 51/77 —

Verkündet am
27. April 1979

I m N a m e n d e s V 0 l k e 5

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklaqter,

Prozeßbevollmächtigte:............................

g e g e n

n...-too.......oo............uoounccoc-noooooocooo

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 4. Senat des Rundessozialqerichts hat auf die münd—

liche Verhandlunv vom 27. April 1979

für Recht_erkanntz

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialqerichts Bremen vom 11. Februar 1977 aufge-

hoben. Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte dem 1922

geborenen Kläger eine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit zu gewäh—

ren hat. Der Kläger hat einen Beruf nicht erlernt und ist

früher als Holz— und als Lagerarbeiter beschäftigt gewesen.

Seit 1947 war er bei der Deutschen Bundesbahn tätig, zunächst

als Bahnunterhaltungsarbeiter, seit 1952 im Beamtenverh■ltnis.

Zum 1. Mai 1974 wurde er als Bundesbahnobersekretir aus gesund—

heitlichen Gründen in den Ruhestand versetzt.

Seinen Rentenantrag vom Februar 1974 lehnte die Beklagte nach

Begutachtung des Klägers in einer diagnostischen Klinik

(mit nervenfachärztlicher Zusatzbegutachtung durch Dr. R' )

ab, weil er noch mittelschwere Arbeiten vollschichtig verrich-

ten könne (Bescheid vom 23. Juli 1974). Seine Klage blieb im

ersten Rechtszug erfolglos (Urteil des Sozialgerichts Bremen

—SG—vom 29. September 1975). Das SG stützüasich dabei auf ein

von ihm eingeholtes nervenfachärztliches Gutachten der Dres.

B und 5 vom April 1975. Diese hatten ein psycholo—

gisches Zusatzgutachten von dem Diplompsychologen v d “

beigezogen; danach entsprach die intellektuelle Leistungsfähig—

keit des Klägers noch voll dem Altersdurchschnitt; es lägen

aber Störungen — wahrscheinlich hirnorganischer Natur im Sinne

eines recht ausgeprägten Altersabbaus — vor, die sich auf die

allgemeine Beweglichkeit des Denkens und auf die Fähigkeit

bezögen, auch unbekannte Situationen schnell und treffsicher zu

überblicken und in adäquater Weise auf sie zu reagieren. Die
Hauptgutachter hielten diese Störungen "aufgrund der hier er-

hobenen Befunde in Kenntnis der gesamten Vorgeschichte nicht

von so großem Ausmaß, daß Herr D. nicht altersgemäße Lohn—

arbeiten im vollen Umfang in seinem früher ausgeübten Beruf

als Lagerarbeiter oder in einem ähnlichen bzw. vergleichbaren

Beruf als Bote, Pförtner und für leichte Büroarbeiten ausüben

könnte".
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Auf die Berufung des Klägers hat ihm das Landessozialgericht

(LSG) Rente wegen Erwerbsunf■higkeit ab März 1974 zugesprochen

(Urteil vom 11. Februar 1977). Dabei hat es dem Gutachten des

Diplomnsychologen & d ‘ den Vorzug vor der Bewertung des

Leistungsvermögens durch Dres. D und 5 gegeben, weil

diese ihr Gutachten nur aus psychiatrischer Sicht erstattet hät—

ten und die im psychologischen Zusatzgutachten festgestellten

Leistungsstörungen nicht in ihr abschließendes Ergebnis einbezo—

gen hätten. Der Kläger könne deshalb nur noch leichte bis mittel—

schwere Lohnarbeiten im Wechsel von Stehen und Sitzen vollSchich—

tig unter Berücksichtigung seiner durch Voralterung hervorgeru—

fenen Minderung der psychischen Belastbarkeit verrichten. Diese

Einschränkungen seiner körperlichen und geistigen Kräfte seien

so erheblich, daß ihm eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen

Arbeitsmarkt nicht mehr zugemutet werden könne. Das gelte insbe—

sondere für Arbeiten als Wachmann, Bote, Parkarbeiter, Kalfaktor

oder Lagerarbeiter, da sie in der Regel in Bewegung auszuführen

seien; es gelte aber auch für die Tätigkeiten eines Pförtners

oder Telefonisten, für die dem Kläger nach dem nsychologischen

Gutachten die geistige Beweglichkeit fehle, ferner für Revisions—,

Überwachungs— und Kontrollarbeiten und für Arbeiten eines Lager—

verwalters, Magazinverwalters und Materialausgebers — sie erfor—

derten eine ständige Aufnahmebereitschaft und ein gutes Gedächt—

nis —‚ schließlich für einen Einsatz als Verwaltungshilfskraft

oder als Schreibkraft; dabei käme der Kläger in eine für ihn in

jeder Beziehung ungewohnte Umgebung, in der er sich bei seinem

Altersabbau nur schwer zurechtfinden könnte.

Die Beklagte hat die — vom LSG wegen grundsätzlicher Bedeutung

der Rechtssache zugelassene — Revision eingelegt. Sie rügt vor

allem, das LSG habe das Gutachten des Diplompsychologen V

d
.

M "überbewertet" und ihm im Gegensatz zu der richtigen

Interpretation des Gutachtens durch die Hauptgutachter "einen

anderen Sinn gegeben". Der Psychologe habe den Kläger keineswegs

für erwerbsunfähig gehalten, sondern sein Leistungsvermögen viel—

mehr ebenso wie vorher Dr. R eingeschätzt. Die Beweiswürdi—

gung des LSG verstoße deshalb gegen Denkgesetze. Im übrigen gebe

es noch zahlreiche Tätigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes,

bei denen der Kläger nicht eine Vielzahl unterschiedlicher Reize

_4_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


gleichzeitig erfassen und verwerten müßte. Die Beklagte be—

antragt sinngemäß, das Urteil des LSG Bremen vom 11. Februar

1977 aufzuheben und die Berufung des Klägers gegen das Urteil

des SG Bremen vom 29. September 1975 zurückzuweisen.

Der Kläger beantragt, die Revision der Beklagten zurückzuwei-

sen. Seiner Ansicht nach hat die Beklagte die Feststellungen

des LSG über sein Leistungsvermögen nicht mit zulässigen und

begründeten Revisionsrügen angegriffen.

II

Die Revision der Beklagten ist begründet. Die Feststellungen

des LSG über das Leistungsvermögen des Klägers beruhen, wie

die Beklagte mit Recht geltend macht, auf einer fehlerhaften

Beweiswürdigung (5 128 Abs 1 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).

Dieser Verfahrensmangel kann bei einer zugelassenen Revision

— anders als bei einer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der

Revision (5 160 Abs 2 Nr 3 SGG) — auch gerügt werden.

Der Diplompsychologe v d M hat in seiner abschließen—

den Stellungnahme zwar bestimmte Störungen in der psychischen

Leistungsfähigkeit des Klägers und — damit zusammenhängend —

eine nicht unerhebliche Herabsetzung der allgemeinen psychi-

schen Belastbarkeit angenommen. Er hat sich jedoch nicht zu

der — für den Rentenanspruch des Klägers entscheidenden -

Frage geäußert, ob und welche Tätigkeiten der Kläger noch

verrichten kann. Diese (vom SG im Gutachtenauftrag gestellte)

Frage haben allein die Hauptgutachter Dres. P und S

beantwortet, und zwar in dem Sinne, daß der Kläger noch in

der Lage sei, altersgemäße Lohnarbeiten in vollem Umfange in

seinem früheren Beruf als Lagerarbeiter oder in einem ähnlichen
bzw vergleichbaren Beruf als Bote, Pförtner oder in einem

Büro auszuüben. Daß die Hauptgutachter dabei, wie das LSG

meint, die im psychologischen Zusatzgutachten erhobenen Befun—

de nicht berücksichtigt hätten, trifft nicht zu. Sie sind auf

diese Befunde vielmehr ausdrücklich eingegangen, haben "die

genannten psychischen Plterationen" indessen nicht für
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ausreichend gehalten, um die Fähigkeit des Klägers für altersge—

mäße Lohnarbeiten der genannten Art au32uschließen. Wenn das LSG

dies im Gegensatz zu ihnen dennoch angenommen und sich dabei

auf das psychologische Zusatzgutachten gestützt hat, so hat es

die Grenzen überschritten, die der richterlichen Beweiswürdigung

bei der — weitgehend vom medizinischen Sachverhalt abhängigen —

Feststellung des Leistungsvermögens eines Versicherten gezogen

sind, und hat damit 5 128 ßbs 1 SGG verletzt. Im übrigen ist

dem psychologischen Zusatzgutachten, wie die Beklagte mit Recht

vortrögt‚ eher zu entnehmen, daß der Gutachter die Fähigkeit des

Klägers zur Verrichtung bestimmter T“tigkeiten ähnlich wie vor

ihm schon Dr. R beurteilt hat, dessen Gutachten er wieder—

holt zustimmend erwähnt. Auch darauf hat die Beklagte mit Recht

hingewiesen.

Ist hiernach die Annahme des LSG, der Kläger könne die fragli—

chen Tätigkeiten Wegen eines nicht ausreichenden psychischen

Leistungsvermögens nicht mehr verrichten, mit dem psychologi—

schen Zusatzgutachten nicht zu begründen, so kann das angefoch—

tene Urteil, das auf diesem Gutachten beruht, nicht bestehen

bleiben. Da der Senat die fehlenden Feststellungen nicht selbst

treffen kann, hat er den Rechtsstreit an das LSG zurückverwiesen.

Dieses Wird bei der neuen Verhandlung zunächst die körperliche

Leistungsfähigkeit des Klägers nochmals zu prüfen haben, ins—

besondere die Frage, ob er nur noch im Wechsel von Gehen und

Sitzen arbeiten kann. Daf“r hat Dr. P» , der dies allein

angenommen hat, keine Begründung gegeben. Sollte seine Beurtei—

lung gleichwohl zutreffen, müßte — gegebenenfalls unter Hinzu—

ziehung von berufskundlichen Sachverständigen — weiter geprüft

werden, ob die vom LSG ua in Betracht gezogenen Tätigkeiten

als Lagerarbeiter und als Bote nicht hinreichende Möglichkeiten

bieten, die gehende Tätigkeit durch gelegentliche Ruhepausen

im Sitzen zu unterbrechen (was mindestens bei einer Tätigkeit

als Bürobote zutreffen dürfte).

Wenn die Entscheidung des Wechtsstreits von dem psychischen

Leistungsvermögen des Klägers abhängt und das LSG insoweit

eine psychologische Begutachtung für erforderlich hält

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


(vgl dazu das Urteil des Senats vom 30. Juli 1975, 4 RJ

353/74), müßte das Gericht den psychologischen Sachverstän—

digen vor Erstattung seines Gutachtens selbst bestellen,

wenn es das Gutachten als das eines Sachverständigen verwer-_

ten will (vgl SozR SGG 5 128 Nr 71, Nr 73 und Nr 81). Ob das

aufgrund eines solchen Gutachtens festgestellte Leistungsver—

mögen des Klägers für bestimmte berufliche Tätigkeiten aus-

reicht, wird das LSG im Zweifelsfall mit Hilfe eines ein—

schlägig erfahrenen Sachverständigen klären können. Dabei

werden auch sehr einfache Tätigkeiten als Verweisungstätiq—

keiten in Betracht kommen, da der Kläger während seines Ver-

sicherungslebens anscheinend keine qualifizierten Arbeiten

verrichtet hat.

Die Entscheidung über die Kosten des Rechtsstreits, auch

über die Kosten des Revisionsverfahrens, hat der Senat dem

LSG überlassen.
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